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    „Die Red ist uns gegeben,


    Damit wir nicht allein


    Vor uns nur sollen leben


    Und fern von Leuten sein;


    Wir sollen uns befragen


    Und sehn auf guten Rat,


    Das Leid einander klagen,


    So uns betreten hat.“




    Simon Dach in Königsberg (1605-1659)
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    Danksagung




    Ohne die freundliche und uneigennützige Mithilfe vieler Menschen hätten dieses Buch, die einführende Polemik und die 100 WELT-Kolumnen nie entstehen können.




    Mein Dank kommt von Herzen und geht an alle.




    Deswegen sei neben vielen anderen mindestens folgenden Personen sowohl für die von ihnen erbrachte Logistik als auch für die stete und ständige Anregung aller Art gedankt: Cristian Stanciu, Roland Domele (stellvertretend für den Verlag Berger in Wien), Anastasija Radke, Alexander von Mueffling, Colin McKenzie und Roland Mary.




    Mein besonderer Dank gilt Tatjana Trautwein für die Textsichtung und Textsicherung, für die Aufarbeitung von 100 Kolumnen und Hunderten von Kennzahlen wie auch für das Erstellen des ersten Layout-Entwurfs. Meine Hochachtung und mein außerordentlicher Dank gilt Christiane Jäger für den professionellen Feinschliff des finalen Layouts und ihre vielfachen künstlerischen Anregungen.




    Der Berliner Künstler Jürgen Feneberg erschuf die 6,1 Kilogramm schwere Bronzeplastik „Tänzerin“, welche die Titelseite ziert. Für mich symbolisiert sie perfekt den Finanzmarkt. Sie tänzelt, manchmal im Rhythmus, manchmal ekstatisch und manchmal erratisch. Und manchmal stolpert sie. Die Tänzerin ist neben der Titanic-Allegorie der zweite Leitfaden des Buches. Der Münchner Fotograf Kay Blaschke setzte die Figur fotografisch perfekt in Szene. Der Schriftstellerin Birgit Brüster (alias Felizitas von Frey) sei Ihrer permanenten Sorge gedankt, ob mein Schreibstil für den WELT-Leser nicht mehr Fragen als Antworten aufwirft.




    Mein großer Dank gilt insbesondere der Finanzredaktion von DIE WELT für all die Anregungen und Kritik im Laufe einer ganzen Dekade und darüber hinaus. Dies gilt insbesondere für Thomas Exner, Jörg Eigendorf und Daniel Eckert. Ihr Vertrauen währte bisher über zehn Jahre und das sei hier ausdrücklich gewürdigt.




    Ein Buch kann nur in Kommunikation und Diskussion mit Dritten gedeihen und entstehen. Als Partner dieses Diskurses standen mir über Jahre neben vielen anderen kritisch und kompetent beispielhaft zur Seite Ros Lifton, Hubert Spegel, Thomas Scheiner, Thomas Signer, Alexander von Mueffling, Christian Börner, Courtney Bartlett, Rob Citrone, Günther Thumann, Chris Wood, Subhash Agrawal, Yoshiki und Masano Hidaka, Angel Ubide, Takashi Narusawa, Joachim Girg, Allan Saunderson und viele meiner ausländischen Kunden in Hedge Funds, Banken und Lebensversicherungen auf nahezu allen Kontinenten. Es sei ihnen hiermit gedankt.




    Auch gebührt Dank meinen Freunden und Kontakten in den Kanzler- und Präsidialämtern, Ministerien, Behörden und Zentralbanken verschiedener Staaten, deren Namen naturgemäß vertraulich bleiben müssen.




    David S. Fuller in London gehört mein besonderer Dank, denn er ist der absolute Meister der Behavioral Finance, sprich des Entzifferns massenpsychologischer Verhaltensweisen der Finanzmarktteilnehmer (Behavioral Finance ist eine Form der Technischen Chart-Analyse). Ohne Ihn hätte der Autor es kaum geschafft, den intellektuellen und materiellen Zusammenhang zwischen den dynamischen Finanz-, Devisen- und Anleihemärkten auf der einen Seite, und der statischen Politik- und Volkswirtschaftsanalyse auf der anderen Seite in seiner epischen und systemischen Tiefe für den Staat zu erkennen.




    Bob McNally in Washington D.C. (Founder and President of „The Rapidan Group LLC“) sei für knapp zwei Jahrzehnte Denkanstöße zu allen nur erdenklichen Themen gedankt. Er ist weltweit der Experte schlechthin zu allen Fragen in Bezug auf Erdöl und geopolitische Risiken.




    Ein Danke geht auch an die Hochschule für Politik (HfP) in München, besonders an die mich ehedem betreuenden Professoren Dr. Gottfried-Karl Kindermann und Dr. Dieter Blumenwitz (†), für eine enorme Ausbildungsbreite (Theorie der Politik & Philosophie, Recht & Staat, Volkswirtschaft & Gesellschaft, Internationale Politik & Neueste Geschichte) die Grundlage war, in weiteren zwanzig Jahren Politischer Analyst, Finanzanalyst¸ Technischer Analyst und Family-Office-Manager in Wesenseinheit zu werden. Es ist ein Beruf, den es in Finanzinstituten als solchen gar nicht gibt.




    Es versteht sich von selbst, dass alle im vorliegenden Buch ausgeführten Meinungen, Vermutungen, Annahmen, Schlussfolgerungen, Zuspitzungen und Polemiken ausschließlich die Sichtweisen des Autors spiegeln und nicht im geringsten Dritten zuzuordnen sind.




    Dieses Buch ist meinen Kindern Samuel, Salomé und Hannah gewidmet.




    Es diene zur Erinnerung an ihre Wurzeln und daran, dass wir in einem Zeitalter der sich beschleunigenden Veränderung leben.
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    Die Genese der 100 Kolumnen.


    Was habe ich gelernt?




    Die Genese. Eine Kolumne, so durfte der Autor lernen, unterliegt einem Reifeprozess. Zehn Jahre sind eine gute Zeit, etwas reifen zu lassen – für Weine aus dem Bordelais ebenso wie für Kolumnen der Tageszeitung DIE WELT.




    Es ist nicht überraschend, dass es Kolumnen gibt, die einfach lausig sind (Beispiele sind selbstredend). Eine Entschuldigung dem Leser gegenüber ist hier angebracht! Genauso gut gibt es Kolumnen, die es genau auf den Punkt bringen und in der subjektiven Abwägung des Autors gelungen und gut sind.




    Es gibt Kolumnen, die in einer halben Stunde geschrieben wurden, weil der Autor den Abgabetermin beinahe verschlafen hätte, und es gibt welche, die über viele Tage hinweg mit unüblichem Gedankenaufwand entstanden. Ein Gestaltungsgesetz besagt, dass Inhalt und Form übereinstimmen müssen. Die vom Autor im Laufe der Zeit bewusst gewählte und entwickelte Form ist die, die man bekommt, wenn man den kalten englischen Stil der Finanzanalyse mit der schönen deutschen Literatursprache zu vermengen sucht, wie verschiedene Rebsortencuvées, die zusammen einen exzellenten Bordeaux ergeben.




    Gute Finanzanalyse im angelsächsischen Raum zeichnet sich durch knappen meinungsfreudigen Stil unter Weglassung aller Füllwörter aus. Die wichtigsten Erkenntnisse zuerst, der Rest muss sich fügen. Nicht wie im Deutschen, wo man mit dem Unnötigen beginnt und nach langen Ausschweifungen zum Zentralen vorstößt, um am Textende die Erkenntnisse zu präsentieren. Der begrenzte Raum der Kolumnen zwang den Autor, unnötige Wörter weg zu feilen und die Darstellung so knapp und dezidiert wie möglich zu halten. Das Wichtigste an den Anfang, um die Aufmerksamkeit des Lesers zu wecken, und dann im Galopp weiter. Auch, so gehört es sich für eine ordentliche Form, müssen Anfang und Ende in einer sprachlichen, sachlichen oder semantischen Beziehung stehen. Das kommt in den 100 Kolumnen regelmäßig vor. Manchmal versuchte der Autor bewusst und aus gutem Grunde direkt an den Anfang einen prophetischen Satz zu stellen. Etwa wenn es lapidar heißt: „Wer auf Gold setzt, tritt gegen nahezu die gesamte Finanz- und Medienindustrie an“ (Kolumne 50).




    Der Inhalt der 100 Kolumnen reicht von belanglos bis maximal pointiert. So auch die Überschriften, die meist nicht aus der Feder des Autors stammen. Sie reichen von fahrlässig (Kolumne 33: „Ein Sparkommissar, der immer ‚auf Kante näht‘“) bis optimal (Kolumne 97: „Schatten eines modernen Klassenkampfs“). Während man anfänglich noch ein wirres Herumirren feststellen kann, werden im Laufe der Jahre die Kolumnen immer meinungsfreudiger. Letzteres bis zu einem Punkt, an dem die WELT-Redaktion anfängt, sehr unruhig zu werden. Dann, so wusste der Autor es schätzen zu lernen, war der wahre Sinn der Kolumne erfüllt.




    Darüber hinaus wurde dem Autor erst in Laufe der Jahre klar, dass die Kolumnen einer direkten Rückkopplungsschleife unterliegen. Das heißt, die Personen in den Ministerien oder gar im Kanzleramt, die sich betroffen fühlten, gaben ihren Kommentar direkt beim Autor ab. Manchmal auch in der Redaktion. Für einen, der Tausende von Finanzanalysen geschrieben hatte, war dies eine neue Erfahrung, denn „Finanzanalysten“ bewegen sich normalerweise im virtuellen Raum, niemand fühlt sich von ihnen persönlich angesprochen. Soziale und politische Interaktion wurden durch die Kolumnen eine sehr greifbare Realität. Hier wurde die Machtkarte ein paar Mal gespielt.




    Auch war es eine interessante und immer belustigende Erfahrung für den Autor, das muss in aller Bescheidenheit gesagt werden, im Flugzeug zu sitzen und dem Platznachbarn beim Lesen der eigenen Kolumne zuzusehen. So zufällig geschehen bei Klaus Maria Brandauer auf dem Flug von Wien nach Berlin. Und dann noch erkannt zu werden. Auch das gab es. Oder in einem vornehmen Restaurant nobel bedient zu werden, weil der Eigentümer die Qualitäten des Kolumnisten seit Jahren zu schätzen weiß. Vielen Dank, Herr Mary!




    Was hat der Autor gelernt? Bescheidenheit. Eine Kolumne ändert und bewirkt gar nichts. Aber sie gibt dem Autor ein wenig Profil, und er kann immer auf das Geschriebene verweisen. Die Kolumne dient als Referenzkarte und Kompetenzausweis. Im Zeitalter des Internets kann sich aber auch der Leser immer wieder auf jede einzelne Kolumne beziehen. Früher verschwanden die Veröffentlichungen schwer auffindbar in Bibliotheken, heute sind sie allerdings stets und ständig mittels Suchmaschinen abrufbar. Das schafft Probleme, denn der Leser kann leicht und locker in der Rückschau urteilen, ob der Kolumnist falsch oder richtig lag. Das mag unangenehm sein, ist aber nicht mehr zu ändern.




    Währende dieser Kolumnist normalerweise auf WELT-Online ein Schattendasein führt, ist es dennoch jedes Mal von großem Interesse zu sehen, wie heckenschützenartig vernichtend oder zustimmend Leserkommentare ausfallen können. Früher bekam man nach Wochen einen gelegentlichen Leserbrief auf Papier, der von der Redaktion weitergeleitet worden war. Heute werden Leserkommentare oft im Minutentakt auf WELT-Online gestellt. Dort geht es mitunter sehr hart und emotional zur Sache, aber man spürt auch nach einer Weile den Nerv der Zeit. Nur wenn sich Leser aufgebracht und ungehalten verabreden, dem Kolumnisten mal einen Besuch zu Hause abzustatten, kommt Unruhe auf.




    Der Autor weiß nicht, ob eine höhere göttliche Hand die WELT-Redaktion leitete, als sie erstmalig nach zehn Jahren eine der monatlichen Kolumnen als „WELT-Kommentar“ auf die WELT-Online Titelseite stellte. Es war rein zufällig eben die 100. Kolumne am 23. Januar 2010 („Der Staat kann nie alle Schulden zurückzahlen“).




    Der Autor empfand dies als Auszeichnung.




    Von wem auch immer.
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    Einführung und Polemik




    „The system is broken.“ (George Soros, Interview in der Financial Times vom 24. Oktober 2009)




    Mr. Thomas Andrews Jr., der brillante Chefkonstrukteur der Titanic bei der Werft Harland & Wolff, stand kurz nach Mitternacht an einem offenen Kamin an Bord des mächtigen Luxusliners. Alles war ruhig. Eine unnatürliche Neigung und eine leichte Schwingung waren wahrnehmbar. Seine linke Hand berührte den Sims des Kamins. Sie suchte nach Halt. Mit der rechten hielt er die Taschenuhr, die an einem goldenen Kettchen hing. Sein eisiger Blick war auf die edle Standuhr auf dem marmormelierten Kaminsims gerichtet. Er verglich die Zeiten beider Uhren. Er nickte leicht mehrmals und sagte kein Wort, denn es war alles gesagt. Die Zeit war abgelaufen. So früh war es bereits zu spät. Es war reines Insider-Wissen, denn nur wenigen an Bord der Titanic war bewusst, dass der Luxusdampfer unausweichlich sinken würde. Der unsichtbare Schaden unterhalb der Wasserlinie war zu groß, als dass das Schiff aus eigener Kraft noch Land hätte ansteuern können. Der Rumpf füllte sich zu schnell mit dem eisigem Salzwasser des Nordmeeres, als dass man auf Rettung durch Dritte hätte hoffen dürfen. Das System war gebrochen, die Titanic war nicht mehr reparierbar. Diese exklusive Information drang nur langsam zu den Passagieren durch. Unmut, Unverständnis und Ungläubigkeit wichen langsam aber dann immer dramatischer der existentiellen Panik. Der Weg in die wenigen Rettungsboote wurde zur kruden Mischung aus Timing, Zufall und Gewalt. Andere gaben sich ihrem Schicksal hin, das Kammerorchester spielte bis zum bitteren Schluss. Aber es war zu spät. Als Mr. Andrews dies wusste, hörte er bald auf zu wissen. Der Schiffskörper der Titanic zerbrach am 15. April 1912 und damit versank eine Ideologie des blinden Vertrauens in ein System. Die Monstranz dieser Ideologie war die angebliche Überlegenheit des Systems, nämlich Unsinkbarkeit. Eine Welt war gestorben. Darin hat Deutschland Übung zuhauf.




    Die Ingenieure stellten sich danach eine einfache Frage. Die Titanic I ist untergegangen, wie sollte die Titanic II aussehen? Musste ein komplett neues Schiff geplant werden? Oder reichten für die Zukunft einfach mehr Rettungsboote und anders konstruierte Schotten aus? Schnell wurde klar, dass es keine Titanic II geben würde.




    Der Staat als Schiffskörper




    Im Grunde ist der allumfassende Konstruktionsplan eines Passagierschiffes allegorisch zu sehen. Er entspricht dem ganzheitlich sozio-kulturellen, wirtschaftlichen, fiskalischen, monetären und verfassungsrechtlichen Ordnungsrahmen eines Staates. Der Staat definiert die Ideologie in Wechselwirkung mit dieser. Dies ergibt die unsinkbare Monstranz. Ob „monarchisch“, „freiheitlich-demokratisch“, „national“ oder „sozialistisch“ oder eben beides. Jede dieser Formen bzw. Systeme ist immer angeblich überlegen, unsinkbar. Daher die Monstranz.




    Wenn ein Staat untergeht, wird nicht einfach eine Kopie erstellt. Es entsteht grundsätzlich immer ein neuer Staat auf selben Boden (Im Normalfall. Deutschland kennt diesen Normalfall im Normalfall nicht). Oft mit demselben Personal. Die deutschen Staaten kommen und gehen, Land und Leute bleiben bestehen. Als deutscher Bürger, mit dem Charme in einem föderalen Flächenstaat im Herzen des europäischen Kontinents wohnen zu können, muss man immer beide Teile strikt trennen. Aber beides ist mehr als die Summe seiner Teile. Es versteht sich von selbst, dass die „Gründungsväter“ aus den Verwerfungen der Vergangenheit lernen mussten. Exemplarisch die Bismarcks, die Eberts, die Adenauers oder die Honeckers. Alle handelten in vermeintlich guter und ehrenwerter Absicht. Das ist dann der „Gründungsmythos“, den man anschließend den Kindern in den Schulbüchern und Erziehungsanstalten beibringt. Er soll Identifikation stiften. Doch, so die Klage, wird eigentlich aus den Fehlern immer erst nach dem Untergang gelernt? Keines dieser vorher genannten „Systeme“ scheint selbstheilend gewesen zu sein. Es ist offensichtlich, dass die Weimarer Republik nach 1945 nicht in neuer Version auferstehen konnte. Die neuen Hegemonen diktierten die neuen staatlichen Ordnungsrahmen: eben „freiheitlich-demokratisch“ und „sozialistisch“. Frei nach Nassim Nicholas Taleb war dies ein reines Zufallsergebnis („Fooled by Randomness“). Wären die Vereinigten Staaten von Amerika 1945 monarchisch gewesen, hätte man dem westdeutschen Bürger eben wieder die Hohenzollernmonarchie schmackhaft gemacht. C'est la vie. Josef Stalin war Kommunist, also bekamen die Ostdeutschen einen sozialistischen Staat mit dem glorreichen Namen DDR. Dort war nichts demokratisch, aber alles kleinbürgerlich und sozialistisch.




    Die Kernfrage lautet: sind staatliche „Systeme“ lernfähig? Oder bedarf es immer des Bruches, ein neues „System“ zu schaffen? Anders gefragt: ist der Untergang Voraussetzung für das Entstehen eines neuen und besseren „Systems“? Oder darf man die „Systemfrage“ erst gar nicht stellen? Und ist der Untergang damit schon programmiert? Sind wir bereits „beyond repair“? Der Autor vermutet: ja. Beweisen kann man so etwas nicht. Das „System“ der DDR war definitiv nicht lernfähig. Und das Nachfolgemodel ist nicht viel besser in seiner Anpassungsfähigkeit.




    In der deutschen Welt der politischen Diskussion und Analyse ist das simple Wort „System“ unverzeihlich überbelastet durch linkslastiges und alt-68er Agitprop. Die tradierten Medien des heutigen Deutschlands weigern sich, öffentlich über das „System“ nachzudenken. In vielen Redaktionen ist dieses Wort grundsätzlich verboten. Ein Perma-Unwort, sozusagen. Doch das Wort „System“ in den Mund zu nehmen, heißt nicht, den Staat und seinen ureigensten politischen, wirtschaftlichen und verfassungsrechtlichen Ordnungsrahmen beseitigen zu wollen. Geistige Freiheit heißt auch, dass man sich von keinem politischen Lager die Semantik diktieren lassen darf (etwa „Migrant“ statt „Ausländer“ oder „Heuschrecke“ statt „Beteiligungsgesellschaft“). Das „System“ heute ist wahrlich mehr als die „freiheitlich-demokratische Grundordnung“, die natürlich wiederum Teil des „Systems“ ist. Doch die, die dem „System“ zuvorderst zuarbeiten, zensieren sich zuerst einmal selbst, indem sie das Wort nicht mehr aussprechen möchten. Das ist menschlich, allzu menschlich, aber gefährlich. Wenn der Schiffskörper, sprich das „System“, einen unsichtbaren Schaden unterhalb der Wasserlinie hat, muss man darüber öffentlich nachdenken. Das ist eine vornehme Königsberg‘sche Bürgerpflicht (nach Jürgen Manthey, siehe Bibliographie)! So kann man dem System die Anführungsstriche nehmen.




    Deutsche Politologen sind darauf trainiert, bürokratisch sorgsam das Trennende der Systeme zu sehen und zu erkennen. Alle Systeme sind aber von Menschenhand gemacht, unterliegen also, wie der Finanzmarkt, ähnlichen Verhaltensmustern („pattern“ in der Behavioral Finance). Und „pattern recognition“ ist das Wichtigste in der politischen Analyse wie in der Chart-Analyse. Beide Analysen basieren auf demselben, dem menschlichen Verhalten. Tatsächlich ist das Gemeinsame, das alle Systeme eint, von extrem totalitär bis extrem freiheitlich, einfach zu erkennen und zu beschreiben. Man muss sich nur den Menschen anschauen und die massenpsychologischen Mechanismen verstehen. Die abstrakte Kraft beispielsweise, die letztlich den Grenzbaum am 9. November 1989 am Übergang Bornholmer Straße in Berlin weggedrückt hat, ist dieselbe, die das Kurs-Gewinn-Verhältnis (KGV) eines Internetwertes (Anfang 2000) oder einer Bank (Anfang 2008) realitätsfern in die Höhe schraubte. Es ist immer die Beschleunigung am Ende eines Prozesses, dem ein langes Vorspiel voranging („Schaden unter der Wasserlinie“), die ab einem Zeitpunkt bricht, denn sie kann nicht nachhaltig sein (frei nach David Fuller). Wenn staatliches Verhalten zu extrem wird, aktiv oder passiv, dann geht der Staat unter. Das Ende ist immer irreal, abrupt und unumkehrbar. Man denke an die DDR oder, so man möchte, die Sowjetunion.




    Angesichts einer systemischen Krise in der Finanzindustrie stellen sich grundsätzliche Fragen. Krisen aller Art treten zyklisch auf. Krisen sind Naturgesetz. Sie sind daher voraussehbar und beherrschbar, wenn man die Zyklen, die diesen Krisen unterliegen, versteht. An diesem Verständnis mangelt es grundsätzlich bei der politischen, unternehmerischen, universitären und medialen Elite in diesem Land. Das letzte, was einem deutschen Politiker, Politologen, Volkswirt, Journalisten, Sozialwissenschaftler oder Juristen auffiele, wäre der unmittelbar drohende Untergang seines eigenen Staates. Dafür fehlt ihm das trainierte Auge, und seine geschulte lineare Logik (sokratischer Art) verbietet es ihm, so zu denken. Allein schon der Gedanke ist ungehörig und unzüchtig. Die technischen und politischen Eliten Deutschlands (die „natürlich“ gewachsenen gibt es nur noch rudimentär seit dem Zweiten Weltkrieg) scheinen sich so gut wie nie für die fiskalischen oder monetären Fundamente eines Staates zu interessieren oder interessiert zu haben. Von 1981 bis 2008 fielen die amerikanischen Zinsen für 10-jährige Anleihen von über 15 Prozent auf 2,07 Prozent. Was das politisch bedeutet, ist den allerwenigsten klar. Im gleichen Zeitraum wuchs die amerikanische Geldmenge M3 etwa um das 100-fache. Es war eine Liquiditätswelle ohnegleichen. Damit einher schwang das politische Pendel hin zur Deregulierung und Liberalisierung („Reagan and Thatcher Revolution“). Entsprechend waren die Jahre 1981 bis 2000 gekennzeichnet durch den kometenhaften Anstieg der OECD-Aktienmärkte und parallel dazu dem Fall der Rohstoffpreise.




    Das Wohlstandsniveau Deutschlands wurde in diesen Jahren in eine ungeahnte Höhe geschoben. Und die meisten Bürger, Wähler wie Politiker, wussten nicht einmal wieso, denn ihnen sind Zins-Zyklen und Geldmengenaggregate und deren Wirkungsfunktionen gänzlich unvertraut. Sie verstehen den Transmissionsmechanismus in die Politik und Gesellschaft hinein nicht. Das Denken des Menschen ist gewöhnlich linear geprägt (siehe auch S. 88). So wie es gestern war, wird es morgen wieder sein. Seine Unfähigkeit ist es, in Zyklen zu denken (das einfache „what goes up, must come down...“). Das mentale und politische Beharrungspotential in Deutschland ist nahezu unendlich, die Veränderungsbereitschaft dieser Wohlfahrtsgesellschaft tendiert gegen Null. Deswegen: Wohlstand korrumpiert. Er korrumpiert die Bereitschaft, sich der sich beschleunigenden Veränderung, die wir erleben und erleiden, zu stellen. Deutschland kämpft den fiskalischen Abwehrkampf. Dieser Kampf ist schon verloren, bevor er begonnen hat. Massive Überschuldung des Staates, massive Haushaltsdefizite bei Bund, Ländern und Gemeinden, massive Ausdehnung des Staates in nicht-elementare Aufgabenbereiche, massive Überdehnung des Wohlfahrtstaates, massiver Fall der Demographie verbunden mit einem massiven Verlust der mentalen Veränderungsbereitschaft und massiver Anstieg der bildungsfernen Schichten gefährden das staatliche Gefüge. Dazu kommt eine massive staatliche und halbstaatliche Regelungsdichte, Regelungsbreite und Regelungstiefe auf allen erdenklichen Ebenen (Kolumne 24). Es ist ein selbstzerstörender Drang, der sich hier Bahn bricht. Er scheint einem Todeswunsch gleich zu kommen.




    Deregulierung und Liberalisierung sind hochpolitische Zyklen. Sie sind Voraussetzung für eine außerordentliche Performance im Aktienmarkt. Deswegen das Credo: „Politische Märkte haben lange Beine“, nicht umgekehrt. Es kommt nicht auf das Einzelbegebenheit an (etwa dass eine Parteienkonstellation eine Bundestagswahl gewinnt oder verliert), sondern darauf, ob der langfristige Zyklus noch intakt ist. Und das ist er seit langem nicht mehr, denn spätestens seit dem Jahr 2000 ist die fiskalische und politische Grundfeste in Gefahr (manche sagen, seit der Wiedervereinigung). Das Jahr 2000 markiert den Beginn eines jahrzehntelangen Bärenmarktes. Wenn Bärenmärkte etwa zwei Drittel des letzten Bullenmarktes dauern (so eine Faustregel, die 300 Jahre Aktienmarktgeschichte einbezieht), so wird dieser Bärenmarkt knapp zwei Jahrzehnte dauern. Am Ende des Bärenmarktes könnte das Ende dieses Staates stehen. Oder früher.




    Nach dem 15. September 2008, dem fahrlässig verursachten und dann dennoch bewusst von der amerikanischen Zentralbank Fed herbeigeführten Untergang von Lehman Brothers Holdings Inc., gaben vornehmlich Politiker der OECD-Staaten schnell die Antwort, die sie instinktiv geben mussten. Es war lapidare Klassenkampfrhetorik unter dem Banner „Bonusstruktur im Bankengewerbe“. Denn das berufsmäßig betriebene Politikgeschäft und die Lösung von Sachfragen sind in einer Demokratie zwei grundsätzlich verschiedene Dinge, die sich im Normalfall nicht in Einklang bringen lassen. Oft ist eine zweckrationale Sachlösung inkompatibel mit den Mechanismen demokratisch gehebelter Systeme in einer modernen Medienwelt. Nachhaltige Austerität und Demokratie schließen einander aus, denn Wahl-Populismus ist stärker als Wahrhaftigkeit. Anders ausgedrückt: gewählt wird der, der am meisten Geld zu verteilen verspricht. Das ist der Kern des Wesens einer Demokratie und eines Wohlfahrtstaates mit modernen Medien. Leider ist dies bereits die Grundlage zum Untergang.




    Kein einziger Politiker in Deutschland würde es schaffen, einen Länder-Hedge-Fund, gewöhnlich auch „Landesbank“ genannt, zu schließen. Für den einzelnen Politiker wäre dies sofortiger politischer Selbstmord. Aber es wäre politische und fiskalische Austerität. So spielt jeder Länderfinanzminister das Spiel, das ihm vom System zugewiesen wurde, unabhängig davon, was er persönlich darüber denkt. Und selbst wenn er eine Schließung einer Landesbank öffentlich propagieren würde, würde er nicht weit kommen. Wegen regierungs- und parteischädigenden Verhaltens würde er umgehend aus dem Regierungsamt entlassen und aus der Partei ausgeschlossen. Einen Politiker aus Überzeugung, ein Überzeugungstäter mit Rückgrat, ein „conviction politician“ wie es treffsicher im Englischen heißt, kann man deswegen aus rechtlichen, politischen und vor allem moralischen Gründen in Deutschland normalerweise nicht erwarten. Dafür ist die moralische, faktische und rechtliche Stellung des einzelnen Abgeordneten in einem Landtag oder im Bundestag viel zu schwach. Darüber hinaus ist in Deutschland die philosophische Fähigkeit, „Held“ sein zu wollen, nur schwach ausgeprägt (Claus Schenk Graf von Stauffenberg und Oskar Schindler waren Helden). Helden kennt Deutschland meist nicht. Deutschlands Staatsräson ist dem Holocaust entsprungen. Man spricht ungern vom Helden.




    Heutzutage ist es für alle politischen Parteien elementar, dem Öffentlichen Dienst und der wählenden Öffentlichkeit zu demonstrieren, dass es keine radikale Veränderungsbereitschaft gibt (man denke an die inverse Alterspyramide als Wählerschaft). Bloß keine Verunsicherung ins Land tragen! Das entspricht der massenpsychologischen Einstellung einer gesättigten Wohlstandsgesellschaft. Das Eingeständnis, dass die deutschen Landesbanken zum allergrößten Teil Hauptakteure und Profiteure eines hausgemachten Finanzskandals sind, würde die Aufmerksamkeit auf die Politiker (etwa in den Aufsichtsräten) und den Öffentlichen Dienst (die Ministerialbürokratie in den Aufsichtsräten und den aufsichtführenden Behörden) lenken. Hier geht es aber um die reine Machtfrage, und darin sind Politiker wesentlich geübter als deutsche Banker. Dieses Spiel werden die deutschen Banker verlieren, auch wenn sie es nicht vermuten. Die Vorstellung, eine Landesbank abzuschaffen („Veränderungsbereitschaft“) ist daher abwegig. Dies gilt für Dutzende anderer Politikbereiche in diesem Land.




    Was viele nicht verstanden haben, ist, dass der 15. September 2008 den größten Politikskandal in Deutschland seit 1949 offenbart hat. Es ist nicht nur die Kaste der Banker, die hier am Pranger stehen muss, sondern auch die Kasten der Politiker, der Ministerialbürokratie und der Zentralbankideologen, die Hand in Hand mit der Finanzindustrie über Jahrzehnte zusammen gearbeitet haben (permanent zum Nachteil des Steuerzahlers vulgo Bürgers). Deswegen war die Reaktion der Politik ihren einst gehätschelten Verbündeten in der Finanzwelt gegenüber so brutal. Der Sündenbock darf nur einem Lager zugeordnet werden. Die Querverbindungen rechtlicher, steuerlicher, monetärer, fiskalischer und personeller Natur zwischen Finanzministerien, Bundesbank, Bundesamt für Finanzdienstleistungen (BaFin), anderer aufsichtführender Behörden, den Landesbanken, den Privatbanken und den federführenden politischen Parteien sind komplex, tief, breit und dicht. Keinem Auge, das etwas sehen wollte, entging auch nur das Geringste (Kolumne 88). Griechenlands Tricksereien vor dem Euro-Eintritt sind ein weiteres legendäres Beispiel (Kolumne 1 & 27).




    Ein System, das nicht in der Lage ist, sich von innen heraus zu reformieren, sondern bewusst verkrustete Strukturen zementiert belässt, wird den Wandel der Zeit nicht bestehen. Das ist die klare Botschaft, die Ray Kurzweil in „The Singularity is Near“ demonstriert. Hyman Minskys Variation lautet, je länger die Dinge (angeblich) stabil sind, desto instabiler werden sie („Stablilizing an Unstable Economy“). Wer die eigenen Selbstheilungskräfte, die jedem Staat oder System eigen sind, blockiert, sabotiert oder moniert, wird untergehen. Der WestLB in Nordrhein-Westfalen wurde zwischen 2002 und 2008 jeder einzelne Arbeitsplatz vom Steuerzahler mit jeweils 3,4 Millionen Euro subventioniert. Ergibt dies Sinn? Die WestLB war nicht und wird nie systemrelevant sein. Sie ist ein rein politisches Instrument der Politikerkaste in Nordrhein-Westfalen. Das gilt für alle Landesbanken aller Bundesländer. Dass eine Saar LB gegründet wurde, ist ein Skandal an sich. Der Rest ist nur Nebelkerzenwerfen.




    Eine Landesbank war ursprünglich eine Bank, die im „Wirtschaftswunderstaat“ Deutschland den deutschen Mittelstand mit Krediten versorgen sollte (neben den privaten Banken). Sie ist natürlich auch der rechte Arm der jeweiligen Ideologie der Landespolitik. Und sie war immer eine Bank, die „verdienten“ Politikern und der gehobenen Beamtenschaft bereitwillig hochdotierte Positionen und, wichtiger, Pensionszahlungen garantierten. Während der Eigenhandel („propriety trading“) dieser Landesbanken ursprünglich zu vernachlässigen war und man ihn nur zum Management des Eigenkapitals nutzte, wurde seit den 90er Jahren der Gewinnerwirtschaftungsdruck durch die jeweilige Landesregierung auf das Maximale empor geschraubt. In der ultimativen Perversion drückte danach der Eigenhandel der Landesbanken alle andern Geschäftsfelder an die Wand. Nur deutsche Beamte können dies „Kreditersatzgeschäfte“ nennen. Der perfekte Politik-Hedge-Fund war geboren („Zockerinstitute“ laut CDU/CSU-FDP-Koalition).




    Ein aufstrebender SPD Landespolitiker namens Peer Steinbrück hatte noch als Finanzminister des Landes Nordrhein-Westfalen dafür gesorgt, dass alle deutschen Landesbanken mit staatlicher Garantie bis 2005 (dem Wegfall der Staatshaftung) Unmengen an Kapital am internationalen Finanzmarkt aufnehmen durften. Danach wussten sie nicht, wohin mit dem Geld. Der Mittelstand, bereits weit jenseits der „Wirtschaftswunderjahre“, war ausreichend gesättigt mit Krediten. Es herrschte keine Kreditverknappung wie nach dem Untergang von Lehman Brothers Holding Inc., sondern das blanke Gegenteil. Der Weg hin zum Länder-Hedge-Fund, der unter staatlicher Kontrolle und mit aktiver Unterstützung der jeweiligen Landespolitiker ein gigantisches Spekulationsrad drehte, war geebnet. Keine dieser Landesbanken war, ist oder wird jemals systemrelevant werden. Man hätte alle deutschen Landesbanken im Jahre 2008, spätestens 2009 schließen können (Kolumnen 89 & 91). Stattdessen wurden die Verluste dieser Banken sozialisiert, sprich auf den Bürger umgelegt, nachdem die Gewinne, falls je vorhanden, in den Jahrzehnten zuvor immer privatisiert worden waren („Boni“ an die Mitarbeiter). Diese Sozialisation ist ein weiterer Sargnagel für die Solidität der deutschen Staatsfinanzen. Der Schaden für den Steuerzahler beträgt Hunderte von Milliarden Euro. Kein einziger Politiker möchte dafür einstehen oder Verantwortung übernehmen. Als politisches Proxy streitet man sich mit Vorständen über Bonuszahlungen. Armes Deutschland.




    Politiker und Medien, symbolisch gesprochen, diskutieren nicht über die Gesundung des Systems (oder, im besten Fall, über den Systemwandel), sondern ausgiebig über die Bezahlung und Bestrafung des Kapitäns und der Mannschaft mit klassenkämpferischen Parolen. Wie immer in solchen Fällen fordern Bürger, Politiker und Medien als Sprachrohr des Populismus Genugtuung, eine Art massenpsychologische und –hysterische Satisfaktion alter Couleur. Für Politiker gilt es, Druck abzubauen. So werden plakative Forderungen schnell erfüllt: Finanzspekulanten an die „Leine legen“, „Boni“ beschneiden, „Bankster“ ächten und feuern, manches nutzlose Regelwerk schnell verändern und wenn es sein muss, eine „Pogromstimmung“ entfachen. Nachdem Niedersachsens CDU Ministerpräsident Christian Wulff dieses „Wort“ in einer Talkshow aussprach musste er umgehend zurück rudern, denn er hatte für kurze Zeit den Populismuswind aus der falschen Richtung geortet.




    Keine der staatseigenen Landesbanken darf sterben. Eine Landesbank ist ein politisches Instrument im Werkzeugkasten der Parteien. Eine politische Vergabestelle von Gutdünken, Gelder und Gier. Eine Landesbank geht deswegen nur unter, wenn das System (der „Staat“) untergeht. Das politische Signal an den öffentlichen Sektor ist klar und würde immer so wiederholt werden: wir lassen euch nicht im Stich. Der öffentliche Sektor ist der zuverlässigste Wähler und Stütze der staatstragenden Parteien. Dazu gehören per Definition alle Parteien, die im Bundestag vertreten sind, ob man das möchte oder nicht.




    Wenn es bergauf geht, geben Politiker immer vor, für den Erfolg verantwortlich zu sein, und fordern den Erfolg lautstark für sich ein. Der Sitz im Aufsichtsrat oder das Beratungsmandat nach Ablauf des politischen Mandats ist der Bonus des Politikers. Wenn es bergab geht, sucht die Politik selbstverständlich Sündenböcke. Man findet sie schnell. Es ist egal, welches Selektionskriterium für diese Gruppe herangezogen wird: ,Rasse’, Religion, Adelsstand, Hautfarbe, Branche oder ein anderes (die deutsche Geschichte hat schon alle Variationen gesehen). Ein Wahrnehmungskriterium der Masse ist immer dasselbe: die Sündenböcke scheinen vom „alten“ System pekuniär oder geldwert profitiert zu haben – und müssen jetzt dafür büßen. Rache ist ein Naturgesetz, daran kommt insbesondere Mediendemokratie nicht vorbei. Im 21. Jahrhundert laufen die Mechanismen nur subtiler aber nicht gnadenloser ab.




    Was bedeutet subtil? Subtil bedeutet beispielsweise, dass das System mit fragwürdigen Methoden sich Informationen aneignen und diese verwenden kann, um Selektion zu betreiben (siehe Ankäufe von Steuerdaten-CDs). Und nicht alles, was möglicherweise rechtens ist, ist auch legitim. Die Daten der CDs sind streng genommen gemäß §259 StGB und entsprechenden BGH-Urteilen keine Hehlerware (der „Staat“ kann sich hier genehm auf die „formaljuristische Grundlinie“ zurück ziehen). Subtil bedeutet beispielsweise, dass am Tag der Verhaftung, etwa gegen fünf Uhr morgens ein öffentlich-rechtliches ZDF-Kamerateam vor dem Hause steht, um die Verhaftung zu filmen. Da es aber rechtlich unzulässig ist, in Steuerangelegenheiten die Öffentlichkeit zu informieren, muss man die dafür zuständige Staatsanwaltschaft fragen, wieso ein bestimmtes Fernsehteam einer öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalt im Voraus von der anstehenden Verhaftung informiert wurde, mit dem Auftrag, eben diese zu filmen? Da das System es aber so möchte, wird jede Nachfrage unterbleiben, und jede Sanktion gegen den federführenden Staatsanwalt, der willfährig das ZDF informierte (wohl bis zum Intendanten) unterbleibt. Der Rechtsstaat antwortet mit gefühltem oder tatsächlichem Unrecht. Das ist eindeutig Identifikation zerstörend. Wenn es um die Machtfrage geht, arbeitet die Staatsanwaltschaft natürlich dem System zu (siehe Ian Kershaws Grundsatzthese, „dem System zuarbeiten“), ebenso die öffentlich-rechtlichen Sender (eben „Staatsfernsehen“, die Ideologie transportierend) oder die Medien als solche. Und sie stehen unter dem Schutz des Systems, Rechtslage hin oder her. Das ändert nichts an der Tatsache, dass die Gelder, die Klaus Zumwinkel nach Liechtenstein geschafft hat, um sie der Besteuerung zu entziehen, Peanuts sind im Vergleich zu dem finanziellen Schaden, den er als Vorstandsvorsitzender bei der Deutschen Post AG durch den Kauf der DHL angerichtet hat. Das waren angeblich neun Milliarden Euro. Es ändert auch nichts daran, dass der finanzielle Schaden, den die Landesbanken angerichtet haben, dem Steuerzahler mehrere Hundert Milliarden Euro gekostet hat (und für die Hypo Real Estate, eine bayerische Vorzeigebank, durfte man nochmals über 100 Milliarden Euro zahlen).




    Da sich die Zeiten ändern, ändern sich die Sanktionsmethoden. Keiner muss mehr im heutigen Deutschland um sein Leben bangen oder ins Konzentrationslager wandern. Wie gesehen reicht heute eine mediale oder steuerrechtliche Exekution völlig aus. Das ist die subtile Art der Exekution. Der Aktionismus und die Kreativität des Staates in Steuereinbringungsfragen versucht die Sichtweise der Massen zu kanalisieren und den Skandal zu personalisieren. Strategie des Systems ist es immer, einen Nebenkriegsschauplatz als Ersatz für das Zentralfeld zu verwenden, um sich selbst aus der Schusslinie (im Zentralfeld) zu bringen. Für Zumwinkel hieß das, seine Verfehlungen bei der Deutschen Post waren politisch ein zu heißes Eisen (DHL), als Ablenkung (Proxy) für DHL war der Nebenkriegsschauplatz „Liechtenstein“ besser geeignet und der Öffentlichkeit eindeutiger zu vermitteln (Steuerhinterziehung).




    Unser grundsätzliches Problem ist aber nicht die Bezahlung oder Bestrafung des Kapitäns und seiner Mannschaft, sondern dass sich die fiskalischen und monetären Grundlagen Deutschlands spätestens seit dem 15. September 2008 unwiderruflich verändert haben. Die Finanzkrise beschleunigt den Weg in den Abgrund, insbesondere auch, wenn man auch einen Blick auf die demographische Entwicklung Deutschlands wirft. Am Beispiel Griechenland kann man gut erkennen, wie schnell aus einer Finanzkrise eine Staatskrise werden kann. In den Jahren 2008, 2009 und auch 2010 wurden in Deutschland die Schuldenverpflichtungen, die auf privater Seite standen (Banken) letztlich nur auf die staatliche Seite überführt (auch „quantitative easing“ ist letztlich Umverteilung von privaten Schulden auf die Allgemeinheit). Man hat dem heutigen und zukünftigen Steuerzahler die Last auferlegt, für die Sünden anderer (Banker, Politiker, Ministerialbürokratie) zu bezahlen. Jetzt begeht man den Weg der Blase im Markt der Staatsanleihen. Dies ist gewöhnlich die letzte Blase vor dem Untergang. Diese ultimative Blase im Konzert mit dem schuldenfinanzierten deutschen Wohlfahrtsstaat zu betrachten führt unweigerlich zu der vom Autor angestellten unangenehmen Hypothese, dass die Tage dieses Systems gezählt sind. Der deutsche Schuldenstand stieg allein im Jahre 2009 um nominal 7,1 Prozent.




    Die Titanic sank, weil das Führungspersonal an die Unsinkbarkeit glaubte und deswegen nachlässig agierte. Deshalb gab es auch keine Panik unter des Passagieren, bis das bittere Ende klar wurde. Es war diese systemtreue Überzeugung, die letztlich unterging. Die DDR predigte die Überlegenheit des Sozialismus und nannte sich demokratisch. Sie war durch und durch als Zentralverwaltung angelegt und undemokratisch (obwohl sie dann und wann versuchte, dieses Regime zu lockern, als Realität auf Illusion traf). Das wiedervereinigte Deutschland nennt sich „soziale Marktwirtschaft“. Sie verkaufte dies als moderate Spielform des Kapitalismus und als Antipode zum Sozialismus. Kapitalismus aber bedeutet Markteintritt UND Marktaustritt. Beides muss es systemimmanent geben. Warum den Banken der Marktaustritt verwehrt bleibt, ist ein Rätsel. Es wäre ein Warnung an alle, „gut“ zu wirtschaften. Die Bank geht unter, nicht die Einlagen der Kunden (zum großen Teil jedenfalls). Man muss dann eben einen „bank run“ erleiden und erdulden. Besser, als einen ganzen Staat in den Untergang zu schicken.




    Jeder aufgeklärte „economic agent“ weiß heute, dass die „soziale Marktwirtschaft“ eine plakative Form der gelenkten Planwirtschaft ist (dennoch nicht zentral verwaltet oder organisiert). Staat, Verwaltung, aufsichtführende Behörden, Verbände, Unternehmen, Gewerkschaften, politische Parteien, organisierte Interessengruppen, kirchliche oder andere religiöse Einrichtungen, Sozialverbände, um nur einige zu nennen, liegen alle gemeinsam im Bett. Jeder weiß von jedem. Jeder mischt sich bei jedem ein, jeder weiß von jedem alles. Ständig wird gemunkelt und gekuschelt (Kolumne 92). Das entspricht in keiner Art und Weise einem Manchester-Kapitalismus (oder ähnlichem), wie das linke politische Lager lautstark von sich gibt. Es ist eine gelenkte Planwirtschaft, die die Monstranz „sozialen Marktwirtschaft“ vor sich herträgt, im Kern definiert durch eine abstrakte nie erreichbare „soziale Gerechtigkeit“, an welcher keine Partei vorbei kommt. Der Sozialphilosoph und Volkswirt Wilhelm Röpke (siehe Bibliographie) sowie Alfred Müller-Armack (ab 1952 Leiter der Grundsatzabteilung im Bundeswirtschaftsministerium) und Walter Eucken, die maßgeblich die „soziale Marktwirtschaft“ gedanklich vorbereitet und implementiert haben, würden sich heute im Grabe umdrehen, wenn sie sähen, was aus ihrer „sozialen Marktwirtschaft“ geworden ist. Das Wort „sozial“ umschrieb Anfang der 50er Jahre ein lockeres und loses Netz der sozialen Grundabsicherung, die die Unterstützung aller haben musste, die frei und moralisch anständig wirtschaften mochten. In 60 Jahren der deutschen Nachkriegswirtschaft ist die „soziale Marktwirtschaft“ allerdings zum einzelfallgeprüften Vollkasko-Totalschutz gegen jedwede Lebensunbill verkommen, die Millionen Bürgern das Leben vollständig absichert (auf der einen Seite, den staatsfernen Bedürftigen), und Millionen Bürgern auf der staatsnahen Seite (Öffentlicher Dienst und all den angeschlossenen Sozialindustrien) Arbeitsplätze, Einkommen, Pensionen und Umsätze garantiert.




    Der Philosoph Peter Sloterdijk drückt das so aus: „Wir leben gegenwärtig ja keineswegs ‚im Kapitalismus‘ – wie eine so gedankenlose wie hysterische Rhetorik neuerdings wieder suggeriert –, sondern in einer Ordnung der Dinge, die man cum grano salis als einen massenmedial animierten, steuerlich zugreifenden Semi-Sozialismus auf eigentumswirtschaftlicher Grundlage definieren muss. Offiziell heißt das schamhaft ‚soziale Marktwirtschaft’“ („Kleptokratie des Staates“, Cicero, Ausgabe Juni 2009). Die Zustimmung des Autors hat er jedenfalls, die der technischen und politischen Eliten meist nicht. Aber warum es ein „Wachstumsbeschleunigungsgesetz“ gibt, das von einer „bürgerlichen“ Regierung verabschiedet worden ist (also „Planbarkeit“ voraussetzt), und welche steuer-logische Ideologie sich dahinter verbirgt, bleibt ein Rätsel. Daher: Staatskleptokratie trifft gelenkte Planwirtschaft. Nicht alles, was man nicht sagen darf, ist unwahr.




    Der von den G20 Politikern und Medien zelebrierte klassenkämpferische PR-Aktionismus (Bonus-Struktur, Hedge-Fund-Regulierung, Tobin-Steuer und Steueroasen: um nur ein paar wenige ideologische Kampfrichtungen zu nennen) ändert aber nichts daran, dass das System zerbrochen ist. George Soros sagte nicht grundlos und unreflektiert in einem Interview mit der FT im Oktober 2009 knochentrocken: „The system is broken“. Man muss nur eine Sekunde innehalten um die Mächtigkeit dieses Satzes eines Mannes zu verstehen, der wahrlich Systeme kennt (und zu Fall gebracht hat). Der Autor dieser Zeilen steht also nicht allein mit seinem waghalsigen Gedanken. Der Überbringer unangenehmer Nachrichten ist immer unpopulär. Das System unterliegt, das muss man zumindest zugestehen, einem enormen und sich beschleunigenden Wandel (siehe Ray Kurzweils „The Singularity is Near“ und Kolumne 61).




    Die Frage ist, wie die Passagiere auf der Titanic angesichts des sich abzeichnenden Untergangs reagiert hätten, wäre Zeit für eine geordnete Diskussion und anschließende Abstimmung gewesen? Sicherlich wäre es zu keiner Debatte über die Bezahlung des Kapitäns gekommen („Bonus“). Vielleicht hätte man kurz über das Risiko-Profil der Route zu nahe am Packeis diskutiert („Subprime-Engagements“, die Verwendung von Finanzderivaten, „quantitative easing“). Die Passagiere („Bürger“) hätten sicherlich die umgehende Stabilisierung des Schiffskörpers (Gesundung des „Finanzsystems“), verlangt und hätten auch radikalen Maßnahmen zugestimmt („Veränderungsbereitschaft“). Der heute praktizierte Klassenkampf der politischen Führungselite hat aber nichts mit der Stabilisierung des Systems zu tun, sondern dient allein der Ablenkung vom eigentlichen Übel. Dieser Klassenkampf ist weder zielführend noch nachhaltig in seiner Wirkung für das Überleben des Systems (Kolumne 97).




    Junge Systeme scheitern oft an einem gewalttätigen Umsturz, verursacht durch einen Überhang an aufmüpfigen jungen und gewaltbereiten Männern, die Gunnar Heinsohn in „Söhne und Weltmacht“ als „young angry men“ oder „youth bulge“ beschreibt. Manche Systeme scheitern am Gegenteil, nämlich einer DDR-typischen demographischen Struktur einer altersschwachen Führungselite. So etwas verhindert eine gewalttätige Revolution, denn durch das natürliche Altern der Führungsgarde im Verbund mit final maroden Finanzen löst sich der Staat quasi von selbst auf. Aus Gründen der ideologischen Identifikationsfindung der nachfolgenden Generation spricht man zwar von einer „friedlichen Revolution“, denn die Vergangenheit zu verklären ist menschlich. Aber der eigentliche und sichtbare Umsturz des Regimes ist nur der logische Endpunkt, dem die lautlose unsichtbare Erosion der Staatsfinanzen zugrunde lag, die sich über Jahrzehnte hinziehen kann (und im alten Rom bedurfte es dreier Jahrhunderte). Der Schaden unterhalb der Wasserlinie unterliegt eben einem zeitlichen Unsicherheitskriterium („timing unknown“, siehe S. 108). Viele Systeme, oft alteingesessene, ob totalitär, demokratisch oder kommunistisch, scheitern daher naturgesetzmäßig profan am Zinseszins, Pensionsverpflichtungen, fiskalischem, demographischem oder monetärem Versagen (eben an Zyklen aller Art) und nicht an den direkten Folgen einer totalen Zerstörung infolge eines Krieges. Niall Fergusons „Der Aufstieg des Geldes“ ist ein Parforceritt durch den Irrladen an untergegangen Staaten und den jeweiligen Währungen, die sich alsbald in Rauch auflösten. Ebenso Carmen Reinhart und Ken Rogoffs „This Time is Different: Eight Centuries of Financial Folly “. Dieses Buch bietet eine erschreckende Erkenntnis: so gut wie nie ist es einem Finanz- oder Währungssystem gelungen, dauerhaft zu überleben.




    Deutschland ist keine Ausnahme und die Anzahl der Währungsreformen und Staatsbrüche, die die letzten paar Generationen durchlitten haben, sollten eigentlich Warnung genug sein und für sich selbst sprechen. Der letzte Bruch (Staatsuntergang und Währungsreform) liegt erst 20 Jahre zurück – und ist schon wieder vergessen! Nein, noch besser, das „alte“ System wird verklärt (siehe exemplarisch DDR-Kitsch am Potsdamer Platz in Berlin). Wohlstand korrumpiert und vernebelt die klare Sicht. Pensionäre und Rentner aber begehen keine kaltblütigen und gewalttätigen Coup d’états. Dafür haben sie zu viel zu verlieren und Besitzstandwahrung ist ihr Ziel. Die nachwachsende, oft arbeitslose und „bildungsferne Unterschicht“, wie das euphemistische post-68er Soziologendeutsch sie beschreibt (daher typische Unterklasse), ist in Deutschland insgesamt noch zu zahm und wird durch die elektronischen Errungenschaften des modernen Lebens sowie durch den auf sie ausgerichteten Sozialstaat bei Ruhe und Laune gehalten, um tatsächlichen Schaden, sprich den Umsturz, anzurichten. In einer Gesellschaft mit einer inversen Alterspyramide geht von dieser Unterschicht kurzfristig keine revolutionäre Gefahr aus. Die tatsächliche Gefahr ist subversiver und langsamer Natur. Es ist die Finanzarchitektur dieses Staates, die ins Wanken gekommen ist. Es ist das eiskalte Wasser des Nordmeeres das die Schotten des Schiffskörpers unsichtbar für die Öffentlichkeit füllt.




    Eine moderne Demokratie gekoppelt mit einem schuldenfinanzierten Wohlfahrtsstaat (deutscher Prägung) und einer inversen Demographie kann nicht auf Dauer überleben. Das Wesen eines demokratischen Wohlfahrtsstaates ist es, zukünftigen Generationen die heutigen Schulden aufzubürden. Es gibt keinen logischen Grund, warum ein Staat oder Wohlfahrtsstaat permanent oder exorbitant kreditfinanziert und verschuldet leben muss. Grundsätzlich gibt es nur das zu verteilen, was zu verteilen ist, insbesondere bei einer zurückgehenden Bevölkerungszahl. Der Rest sind leere Versprechungen, für die Kinder zukünftiger Generationen einzustehen haben. Im Übrigen hat die Dekandenz des Okzidents der Demographie des Orients nichts entgegen zu setzen.




    Als Reichskanzler Heinrich Brüning in der Weimarer Republik anfing, in einer deflationären Phase den deutschen Staat gesund zu sparen, kannte er den Zusammenhang von Deflation und Demographie nicht (Kolumnen 32 & 35). Das gestehen wir ihm zu. Dieser Mechanismus trieb damals viele der sechs Millionen Arbeitslose Deutsche in die Fänge des aufstrebenden und populären Nationalsozialismus. Letzterer vereinte damals zwei ultrapopuläre Ideologietrends: erstens die nationale Erweckung nach der gefühlten Schmach des Versailler Vertrages und zweitens die Vergesellschaftung der Massen und der Wirtschaft in Folge der Wirtschaftskrise und den Auseinandersetzungen, die sich schon die „Sozialisten“ mit Reichkanzler Otto von Bismarck geliefert hatten. Weder die Adligen noch die Konservativen hatten in den 30er Jahren den zweiten Aspekt ausreichend erkannt. Sie sollten mächtig dafür büßen. Die DDR, in der Nachschau, erscheint als nichts anderes als eine blasse Kopie dieses zweiten Aspekts, denn Sozialismus bleibt Sozialismus, daher die Herrschaft des Kleinbürgertums unter Einbeziehung der Umverteilung. Die Umverteilung der Güter, die Enteignung der Adligen und Grundbesitzer, brachte der DDR zehn Jahre Aufstieg und danach nur noch 30 Jahre Abstieg. Güterverknappung auf der einen Seite und marode Staatsfinanzen bei fallender Demographie („Abwanderung“ und illegaler Grenzübertritt) mussten das System früher oder später zum Einsturz bringen. Doch nicht einmal der BND hatte das erkannt, geschweige denn die überwältigende Mehrheit der westdeutschen Volkswirte oder Historiker (Ausnahmen bestätigen wie immer die Regel). In der Nachschau sind wir alle klüger. Das wird man auch nach dem Fall des jetzigen Systems sagen können.




    Zurück zu Brüning. Es ist exakt das „Brüning“-Argument (Kolumne 32), das heute alle Keynesianer Deutschlands und der Welt zusammen ruft, Schulden mit noch mehr Schulden zu bekämpfen, eben die Sichtweise des Nobelpreisträgers Paul Krugman, Nomuras Richard Koo und vieler anderer (hierzulande auch besonders die Chefvolkswirte großer deutscher Banken, Landesbanken und Versicherungen. „Cui bono?“, möchte man fragen…). Diejenigen, die heute großzügig Schulden mit Schulden bekämpfen möchten, sind exakt diejenigen, die als Experten (Banken, Bafin, Bundesbank, Finanzministerium) und hauptberufliche Kommentatoren durch Kollektivversagen es vollkommen verpasst haben, die Finanzkrise kommen zu sehen, obwohl seit Jahren die Zeichen an der Wand zu lesen waren (Kolumne 50ff). Auch sie sollten, wie die Historiker, Politologen und Politiker, die den Fall der Mauer nicht kommen sahen, nochmals die Schulbank drücken, und Zyklentheorien studieren. Die Grundlage für das historische Argument, Schulden mit Schulden zu bekämpfen, ist nicht mehr gegeben. Die Demographie Deutschlands des Jahres 1932 ist nicht die post-Lehman Brothers des Jahres 2008. Und ihr soziokulturelles Profil ebenso wenig. Deutschland lebt nicht mehr in einer jungen, revolutionsbereiten Gesellschaft à la 1933, sondern, übertrieben gesagt, in einem hoch luxuriösem Altersheim. Die Baby-Boomer-Generation, die 1968 auszog, die Revolution zu üben, denkt heute über neue Lebensformen in Alters- und Pflegeheimen nach. Und sie thront auf einem Schuldenstand, der bei weitem alles überragt, das deutsche fiskalische Augen je gesehen haben. Ein Schelm, der an den Tiger denkt, der als Bettvorleger landete (die 68er...). Massive staatlich indizierte fiskalische Austerität würde deswegen heute keine Revolution generieren. Trotzdem unterbleibt sie. Warum? Wie weiter unten zu zeigen sein wird, ist es der anonyme staatliche Organismus, der nicht nachgeben kann und auf permanente Ausdehnung ausgelegt ist. Diese Ausdehnung muss finanziert werden.




    Grundsätzlich hält in einer Wohlfahrtsdemokratie der Budgetdruck, Steuereinnahmen zu generieren, in der Abwärtsbewegung dem Dammbruch der Ausgabenflut nicht mehr stand. Dabei ist es völlig irrelevant, welche der im Bundestag vertretenen Parteien den Bundesminister der Finanzen stellt. Der letztere unterliegt stets und ständig, immer und überall den Mechanismen des Systems. Sprengt das eiskalte Wasser erst mal in großen Mengen und mit großer Geschwindigkeit in die Kammern des Schiffskörpers ein, verblasst die Parteifarbe. Insofern ist in der Abwärtsbewegung der Name des Finanzministers beliebig, denn er arbeitet, wie alle andern auch, ausschließlich dem System zu, das nicht verändert werden darf. Er verteidigt die wirkungslosen Schiffskammern, obwohl der Untergang eigentlich schon bei der Konstruktion unabwendbar war (schuldenfinanzierter Wohlfahrtsstaat, der demographische Faktoren ignoriert). Das kann auch als Antwort dafür dienen, warum in der heutigen Zeit jeder Finanzminister, von der Linkspartei bis zur CSU, Steuerdaten-CDs kaufen oder vermutlich einem „bail-out“ Griechenlands (oder eines anderen Staates in der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion) zustimmen würde. Rechtslage und Verträge sind hier irrelevant. Aber die Vorbildfunktion des Staates ist schon zerstört. Ab diesem Punkt kommt bereits das oben genannte das Kammerorchester der Titanic ins Spiel.




    Archetypisch über Generationen sind erst der dynamische Aufbau (ein „Wirtschaftswunder“, das demographisch unausweichlich bei freiheitlicher Grundordnung ist, und damit auch nicht Wunder genannt werden kann – Kolumne 53), dann das passive Verwalten und zuletzt die motivationslos-selbstverliebte Erbengeneration. Im Abstiegskampf, daher eine Wohlstandsgesellschaft kombiniert mit fallender Bevölkerungszahl bei maroden Staatsfinanzen und am Beginn eines steigenden Zinszyklus, hat der Staat keinen Ausweg mehr, als die Steuereinnahmen permanent zu erhöhen und toleranzlos einzutreiben. Jetzt kann er nur noch die Peitsche schwingen, um den Zentralkörper des Systems, den Öffentlichen Dienst und den staatsnahen Apparat, am Leben zu erhalten.




    Die Ausgaben des Bundeshaushalts 2010 bestehen zu über 75 Prozent aus Bedienung von Schuldenzinsen deutscher Staatsanleihen, Personalkosten für Bundesangehörige und Sozialausgaben für den Wohlfahrtsstaat. Tendenz steigend. Wir wissen aus der Finanzhistorie, dass der Staatskollaps nur noch schwer zu vermeiden ist, wenn die Bedienung der Schuldenzinsen über 20 Prozent des Bundeshaushaltes erreicht (siehe Niall Ferguson). Wir haben es schon auf über 12 Prozent gebracht (Kolumne 100). Wie will der Staat mit 25 Prozent des Haushalts eigentlich noch „Staat machen“? Der Bundeshaushalt ist grundsätzlich darauf ausgelegt, dass das System sich nur noch selbst verwaltet. Das hat nichts mehr mit dem stolzen Königsberg’schen Bürger zu tun, wie von Manthey beschrieben. Schon Friedrich Wilhelm Nietzsche meinte im ausgehenden 19. Jahrhundert, dass das christliche Kulturabendland seinen Höhepunkt nun überschritten habe. Richard Wagners „Ring“-Zyklus scheint der musikalische Abschied gewesen zu sein.




    Totale Kontrolle des Staates über seine Bürger war nie das Problem, im Westen wie im Osten. In der DDR wie in der Sowjetunion oder Rumänien sind nicht die Staatssicherheit, der KGB oder die Sekuritate gescheitert, sondern immer die Finanzbeamten der Zentralverwaltungswirtschaft, symbolisch gesprochen. Der zentral verwaltete Sozialismus kennt nun mal systemimmanent keinen Zufall, der ein elementares Naturgesetz ist, und möchte auch keinen zulassen. Die Adaptionsfähigkeit der damaligen DDR-Führungselite tendierte gegen Null, aber die Welt veränderte sich mit zunehmender Geschwindigkeit. Der Zerfall kam langsam und subtil durch die jahrzehntelange Unterminierung der Staatsfinanzen („Schaden unter der Wasserlinie“). Der voraussehbare Untergang konnte nur durch Quersubvention des Klassenfeindes im Westen um einige Jahre nach hinten geschoben werden, war aber letztlich unaufhaltsam. Wer möchte hier nicht Parallelen mit dem Nachfolgestaat sehen, der allerdings von niemandem quersubventioniert wird? Die Quersubvention ersetzt übrigens der massive Anstieg der Geldmenge der letzten Jahre und Jahrzehnte.




    Kein System ohne Kontrolle. Alle Systeme lieben Kontrolle. Kontrolle ist ein Naturgesetz, es entspricht der menschlichen Natur und dem menschlichen Verhalten. Es ist systemübergreifend. Manche Systeme bedürfen systemimmanent keiner Rechtfertigung der Kontrolle. Ein totalitärer Staat ist totalitär, weil er totalitär ist, und diese Totalität beruht nun mal auf Kontrolle. Der Zwang zur Kontrolle ist argumentationsfrei. Das demokratische System heutiger Prägung unterliegt dennoch einem Argumentationszwang, um Kontrolle, ohne die es nicht auskäme, auszuüben. Also bedarf es einer zyklischen Inkubation von Sub-Ideologien, um Kontrolle zu rechtfertigen. Terrorismus (1970: RAF, 2001: Al-Kaida) oder Umwelt (1970: Abkühlung; 1980: Waldsterben; 1990: Ozonloch; 2000: Erwärmung) sind einfache und sinnfällige Beispiele. Die erste Kategorie dient tatsächlich der Kontrolle, die zweite der Verbreiterung der Staatseinnahmen. Die eigentliche Macht für den Staat in der Kontrolle entfaltet sich in der Kombination der verschiedenen Sub-Ideologien (Kolumne 99). Ziel ist immer, den steten steuerlichen Einkommensfluss für den Öffentlichen Dienst und die staatsnahen Organen zu gewährleisten. „Klimaerwärmung“ erleichtert es, noch so unsinnige zweckungebundene Lenkungssteuern oder –abgaben einzuführen, und „Terrorismus“ erlaubt es, den Abfluss der vom Bürger erarbeiteten Leistung innerhalb und außerhalb des Systems zu kontrollieren und unter Umständen zu sanktionieren (Steuervergehen). Die Medien unternehmen ein Übriges, diese Sub-Ideologien zu verbreiten ohne grundsätzliche Fragen zu stellen, denn sie arbeiten dem System prinzipiell zu (Ian Kershaws Hypothese).




    Die Inkubation systemrelevanter und systemerhaltender Sub-Ideologien ist relativ einfach. Man bedient sich bereitwilliger Wissenschaftler, die immer neutral und objektiv erscheinen. Man gründet Institute aller Art. Damit kann man alles rechtfertigen: vom tautologischen Klimawandel bis hin zur abstrakten Terrorismusgefahr. Jeder Einzelvorfall (Naturkatastrophen als Beweis für Klimaerwärmung oder studentische Einzelterroristen) wird generalisiert und zum Anlass genommen, die Kontrolle noch mehr auszudehnen (Terrorismus) oder steuerpflichtige Emissionsschutzmodelle einzuführen, um die Steuer- und Gebühreneinnahmen zu erhöhen. Alle diese Sub-Ideologien sind weder falsifizierbar noch verifizierbar. Jede Sub-Ideologie entspricht einer Industrie (man denke an die Körperscanner herstellende Sicherheitstechnik oder die Solarbranche), und manche sagen auch, einer organisierten Kriminalität.




    Ebenso ist die private oder staatliche Gier ein Naturgesetz (Kolumne 92). Ohne Gier und Stress entsteht keine Motivation, privatwirtschaftlich aktiv zu werden. Erst die Angst vor dem Säbelzahntiger versetzt uns in Bewegung. Die Gier, die dem Banker nach Gewinnen und seinem „Bonus“ streben lässt, ist dieselbe, die Politiker veranlasst, die Gewinnerwartungshaltung an Landesbanken ins Maximale zu schrauben oder den Griff nach dem Bundeskanzleramt zu üben. Derselben Gier unterliegt auch das System, wenn es Steuerdaten-CDs ankauft. Es ist die Gier nach der entgangenen Steuereinnahme und die Gier, dem Bürger zurecht zu weisen. Gier ist Antriebskraft fürs Leben. Naturrechtlich kann man sagen, ohne Gier keine Leben. Man kann alternativ auch formulieren: ohne Stress kein Leben. Der staatliche Fingerzeig auf die „Gier“ ist zwar populär, aber überflüssig. Nur die „natürliche Gier“ des privat Wirtschaftenden ist das Unterfutter für Wirtschaftswachstum und Steuereinnahmen. Warum gründen die einen Bürger Unternehmen und warum werden die anderen Arbeitnehmer? Die „Gier“ nach Freiheit und Wohlstand (und damit auch des „Geldverdienens“) lässt sie in die Kälte ziehen und Arbeitsplätze und Steuereinnahmen schaffen. Ein Kommentator hat einmal zugespitzt gesagt, dass sich symbolisch die Welt in Wölfe und Mäuse teilen ließe. Die einen schleichen haltlos durch den Freiheitsgedanken getrieben umher, die anderen beziehen ihren Selbstwert durchs System. Beide muss es geben, denn sie ergänzen sich in der „sozialen Marktwirtschaft“.




    Ist der Untergang vorhersehbar (siehe S. 108)? Wir leben in einem modernen Zeitalter der sich beschleunigenden Bewegung („acceleration“ in der Behavioral Finance) und nicht im statischen Mittelalter („base-building“ in der Behavioral Finance). „Beschleunigung“ heißt im konkreten deutschen Fall, dass die Reise des Staates nun hin zu noch viel mehr Staat geht. Aus der Behavioral Finance wissen wir, dass eine Beschleunigung dieser Bewegung gleichzeitig das Ende dieser Bewegung einläutet. Allerdings gilt: „timing unknown“. Das Ergebnis unterliegt einer gewissen Unschärfedynamik (S. 108). Doch sind die tiefen Wahrheiten der Behavioral Finance exakt dieselben, die ein System zusammen halten oder auseinander brechen lassen können, wenn das System, wie viele, nicht selbstheilend aufgestellt ist. Jedes komplexe System hat Selbstheilungskräfte. Auch das System, in dem wir leben. Ob diese Kräfte wirksam sind, ist fraglich. Ob sie den Zerfall verhindern, ebenfalls. Deswegen „timing unknown“, denn es liegt an den hochabstrakten Selbstheilungskräften, den Untergang zu verhindern.




    




    Das Pendel der Deregulierung wird jetzt für viele Jahre hin zur Überregulierung schwingen, bis der Staat das wirtschaftliche Handeln des einzelnen Bürgers „außerhalb“ der Staatswirtschaft endgültig stranguliert hat. Die Masse der Wähler und der populistische Arm der Medien verlangt dies so. Im Sinne der „Laffer-Kurve“ werden dann die Staatseinnahmen graduell kollabieren und dem System die finanzielle Grundlage entzogen werden (zu viele Transferempfänger, zu wenig Steuerzahler bei stetig wachsender Ausgabenflut des Staates und fallender Bevölkerungszahl). Der Staat, das System, handelt dabei in seiner eigenen Logik. Der Taxifahrer und der Hausarzt sind im heutigen Wirtschaftssystem zwei Extreme, doch im Grunde zwei identische Staatsangestellte in einer gelenkten Planwirtschaft. Man gaukelt ihnen wirtschaftliche Selbständigkeit vor (das Nebelkerzenwerfen der „sozialen Marktwirtschaft“), doch im Grunde basiert ihr Gehalt auf strengen staatlichen Vorgaben und Regulierungen. Sie sind in einer cleveren Form planwirtschaftlich vereinnahmt, denn entweder wird ihre Wettbewerbssituation oder ihre Einkommenssituation genau vom Staat geregelt. Man hat ihnen das Gefühl gegeben, „selbstständig“ zu wirtschaften, doch sie hängen nur an der langen Hand einer unsichtbaren staatlichen Planwirtschaft. Sie sind also staatsnahe Bürger. Solche staatlich gelenkten und definierten Arbeitsplatzformen gibt es zu Hunderten in Deutschland. Die Gewinne dieser „Selbstständigen“ sind im Normalfall nach oben begrenzt, die Verluste müssen sie selbst tragen.




    Nachkriegs-Deutschland ist ungetestet. Der Staat mutet dem Bürger keinen Schmerz zu und hat es nie getan (außer bei den Ostdeutschen, die sich an „Abwicklung“ gewöhnen mussten). Fiskalische Austerität und Wohlfahrtsdemokratie vertragen sich nicht. Das ist das faktische Ergebnis 60 Jahre nach der Staatsgründung und zwei bis drei Generationen müder Steuerzahler. Genau genommen ruht die Demokratie des Wohlstandsstaates auf einem schuldenfinanzierten Ponzi-Trick. Wenn die Demographie kippt und der Zinseszins zuschlägt, ist die letzte Runde für das System eingeläutet. Der Staat will die Grenzen seiner Bürger nicht austesten. Es ist die Angst vor dem potentiellen Untergang, die das System dazu zwingt, verkrustet zu bleiben. Je länger diese Verkrustung anhält, desto größer die Wahrscheinlichkeit, dass es tatsächlich zum Untergang kommt. Deswegen versucht der Staat aktiv, den Schmerz für den Bürger heute zu vermeiden, und steigert damit den potentiellen Schmerz des Bürgers an einem künftigen Tag („Day of Reckoning“). Er versucht Probleme, Brüche und soziale Fragen ausschließlich mit Geld zu lösen. Das treibt ihn nur noch tiefer in die Verschuldungsfalle. Damit ergeben sich hausgemachte Blasen in Wellenformation. Der Großmeister und Hohepriester dieser monetären Zauberkunst war Fed-Chairman Alan Greenspan. Und sein Nachfolger Ben Bernanke („Helicopter Ben“) ist kein Deut besser, denn er ist ebenfalls ein Teil des Systems und das System hat ihn deswegen ausgewählt. Bei jedem noch so kleinen Schmerz werden die geldpolitischen Schleusen geöffnet („moral hazard“). Die mexikanische Peso-Krise 1994, die Asienkrise 1997-98, die russische Schuldenkrise 1998, LTCM 1998, Y2K 2000, der argentinische Staatsbankrott 2002, die Dotcom-Krise 2000-03, der Terroranschlag vom 11. September 2001, die Kreditverknappungskrise 2007 und die Finanzkrise 2008ff, um nur einige Krisen zu nennen. Im Kielwasser die Bundesbank oder Europäische Zentralbank, ob sie wollten oder nicht. All dies führt, wie jetzt zu sehen ist, zur ultimativen Krise des modernen Wohlfahrtsstaates mit inverser Demographie, nämlich der Blase in den Staatsanleihen. Für die Eurozone ist Griechenland der Auftakt. Das erste Schott läuft mit Eiswasser voll. Die Titanic konnte vier gefüllte Kammern verkraften, doch waren fünf beschädigt. Sie musste also sinken. Man darf zählen, ob andere Mitgliedsstaaten der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion (EWWU) dem unabwendbaren Schicksal Griechenlands folgen werden.




    Der Staat als Organismus




    Der moderne demokratische Wohlfahrtsstaat verhält sich wie ein Organismus. Ein Organismus ist autochthon auf Wachstum und Absorption ausgerichtet. Er kennt kein Schrumpfen („Austerität“), und wenn, dann nur aus taktisch-politischer Natur (etwa der Eintritt in eine abstrakte Wirtschafts- und Währungsunion, für die mal „formal“ Kriterien zu erfüllen hat, oder wenn er vorgibt, „Haushaltskonsolidierung“ zu betreiben, die nie eine sein wird). Der Organismus kennt nur Wachstum, nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht, sondern insbesondere in personaler, organisatorischer und überwachender Hinsicht. Der Organismus möchte alles und jeden kontrollieren. Das ist sein inneres Wesen. Es möchte alles vereinnahmen. Ein Gesetz das von einem Parlament verabschiedet wird, hat immer zwei Wirkungsrichtungen. Erstens setzt es die Bürger neuem Regelwerk aus (für das er im Normalfall auch mit Abgaben, Gebühren und Steuern zu zahlen hat). Zweitens, und das ist unsichtbar für den gewöhnlichen Bürger, aber viel wichtiger für den Organismus, bedarf es ausführender Hände, die dieses Gesetz implementieren und überwachen. Das heißt, jedes neue Gesetz sichert Arbeitsplätze im Öffentlichen Dienst und allen angeschlossenen staatsnahen Bereichen. Daher zementiert jedes (alte wie neue) Gesetz die Daseinsberechtigung des Staatsapparates bzw. des Staatsorganismus. Diese Logik muss erkannt werden, um zu verstehen, warum das System (der „Organismus“) nicht in der Lage ist, seine Ordnungsstruktur zu kontrahieren. Deswegen wird es nie einfache Gesetze geben, denn sie würden die Existenzberechtigung und das Wachstumsstreben des Organismus unterminieren. Man denke nur an Hunderttausende von Arbeitsplätzen in der Finanzverwaltung und staatsnahen Bereichen wie den Steuerberatern oder Wirtschaftsprüfern, die von der gewollten Kompliziertheit der Steuergesetzgebung elementar leben. Deswegen müssen per Definition alle Gesetze immer hochkomplex und mit Unmengen von Ausnahmen versehen sein (und im Normalfall ohne „sunset clause“: siehe Schaumweinsteuer zur Finanzierung der kaiserlichen Flotte). Das hält das System bei Laune und den Bürger an der Kandare.




    Es gibt beispielsweise Dutzende von Bundes- und Landesbehörden, die sich in Ausführungspraxis und Kompetenzfragen überschneiden. Keinem im Organismus liegt etwas daran, dies zu ändern oder Verwaltungen gänzlich abzuschaffen (die kleinen Ausnahmen bestätigen die Regel). Die Gebühreneinzugszentrale (GEZ) und der öffentlich-rechtliche Rundfunk („Staatsfernsehen“) sind Black Boxes. They are not accountable! Und wenn, müssen sie nur Politikern und Interessengruppen Rechenschaft ablegen, die darum kämpfen, dort repräsentiert zu sein. Der Organismus nimmt (Abgaben, Steuern, Gebühren) um sich selbst zu nähren. Die politischen Parteien nehmen sieben Milliarden Euro jährlich, das Staatsfernsehen etwa sechs Milliarden Euro. Durch was ist das gerechtfertigt? Haben die Bürger dies gebilligt? Anders gefragt, wären sie rechtlich oder faktisch in der Lage, dies zu ändern? Nein. Das entwickelt Ohnmacht und wirkt wiederum nicht Identifikation fördernd.




    Was der Organismus gibt, wird von den drei größten Budgetposten des Bundeshaushalts generisch absorbiert (Personalkosten, Zinszahlungen, Sozialstaat). All das ist die „Passivseite“. Für die „Aktivseite“ stehen dann weniger als 25 Prozent des Bundesbudgets zur Verfügung. Davon werden dann, um das Absurde absurder zu machen, beispielsweise 50 Millionen Euro für Taliban in Afghanistan bereit gelegt, die sich, mit deutschem Geld „pazifisiert“, ein Reihenhäuschen kaufen sollen (nach Hendrik M. Broder symbolisch gesprochen).




    Nach einem Systembruch fängt dieser natürliche staatliche Organismus (als Proxy für das „System“) gewöhnlich als demütige Minimalform an (1949: ein Grundapparat mit wenigen Mitarbeitern im Öffentlichen Dienst und staatsnahen Bereichen) und schafft es über einen langen Zeitraum (daher zwei bis drei Generationen Steuerzahler) in den noch so kleinsten Winkel des täglichen Lebens bedingungslos vorzudringen. Dann ist der Organismus allgegenwärtig, er wird arrogant und selbstherrlich, denn er hat eine kritische Masse längst erreicht. Der Organismus eliminiert und sanktioniert auch noch die kleinste Abweichung. Der Organismus ist dann nicht mehr ein Faktor im Staat, ER IST STAAT UND SYSTEM ZUGLEICH (daher kritische Masse). Doch der Organismus wächst und gedeiht wie eine Blase im Finanzmarkt. Und alle Blasen platzen. Alle.




    Im deutschen Kaiserreich gab es eine Abgabenlast der Einkommenssteuer von wenigen Prozentpunkten, Frauen hatten im Durchschnitt 4-5 Kinder, es herrschte nahezu Vollbeschäftigung und das Kapital blieb im Land. Deutschland musste aufgebaut werden und die Demographie war uns wohl gesonnen (etwa wie nach dem Zweiten Weltkrieg). Und, ja, das Wohlstands- und Gesundheitsniveau lag um Längen tiefer und Kapital war „ungerecht“ verteilt. Etwa Hundert Jahre später liegt die Abgabenlast mindestens um den Faktor 10-20 höher, Pille und Hedonismus haben den Kindereichtum weggespült und die Demographie kollabieren lassen, die Arbeitslosigkeit pendelt sich mit jeder wirtschaftlichen Krise auf einem noch höherem Millionen-Niveau ein, staatliche Transfereinkommen sind bald höher als das versteuerte Durchschnittsarbeitseinkommen des einfachen Arbeiters oder Angestellten und die Gesamtstaatsschuld Deutschlands wird nie wieder zurückgezahlt werden können. Darüber hinaus flüchtet das Kapital sehr Wohlhabender ins Ausland. Ist das der gesamtgesellschaftliche Fortschritt, den wir nach zwei Weltkriegen angestrebt haben?




    Keiner wagt es zu sagen, jeder weiß es: der Organismus hat nunmehr nur noch Hohn und Spott für seinen Bürger übrig. Vom Schüler bis zum Rentner: jeder erlebt es am eigenen Leibe. Der Bürger, der staatsfern arbeitet, muss das volle Risiko auf seine privaten Schultern laden. Weder ist ihm Arbeitsplatzsicherheit gegönnt noch kann er seine finanzielle Gegenwart oder Zukunft abschätzen. Er ist dem Organismus schutzlos ausgeliefert, denn er ist dem staatlichen Regelwerk (Gesetze und Vorschriften aller Art) ausgesetzt, das über die Jahrzehnte so kompliziert geworden ist, das faktisch jeder Bürger mit einem Bein im Gefängnis steht, noch ehe er das Haus verlässt. Das heißt, der Bürger ist durch den Staat jederzeit erpressbar, falls er auf dem Radarschirm des Organismus auftaucht. Die hysterische Mediendemokratie verstärkt diesen Mechanismus. Eine unangenehme Meinung (die dem „Organismus“ zuwider ist) führt durch die Medien, die unbewusst oder bewusst dem Organismus zuarbeiten, oft zu einer strafrechtlichen Offenbarung des Meinungsträgers in einem anderen Bereich (die berühmte „Leiche im Keller“). Also hält die Mehrheit sich an die unausgesprochene Regel, zu schweigen um sich zu schützen. Und nach dem englischen Staatsphilosophen Thomas Hobbes ist Schweigen Zustimmung (“Leviathan or the Matter, Forme and Power of a Commonwealth Ecclesiastical and Civil”, 1651). Helden sehen eben anders aus. Wir sind weit entfernt von der Meinungsfreiheit, die wir immer so würdigen an gehobenen Festtagen. Denn wenn es an die Substanz mit der Kritik geht, muss der Kritiker aufpassen, nicht unter die Räder zu kommen. The messenger always gets shot!




    Der Bürger ist der permanenten finanziellen Enteignung ausgesetzt, auch wenn er es nicht merkt. Die langfristige Inflationsrate zur Zeiten der Bundesbank betrug 2,2 Prozent. Auf 25 Jahre angesetzt bedeutet das eine Geldentwertung von etwa 50 Prozent. Das nennt man lautlose Enteignung. Diese Inflation, und ein wenig höher wenn möglich, ist politisch absolut gewollt und willkommen, denn sie entschuldet permanent den Wohlfahrtsschuldenstaat. Das ist das große Einmaleins eines jeden Zentralbankers in Führungsposition. Zuerst Schulden durch den demokratischen und schuldenfinanzierten Wohlfahrtsstaat generieren, die dann anschließend durch eine gemanagte Inflation der Zentralbank (Bundesbank oder Europäische Zentralbank) wieder verringert werden. Dem Bürger wird die Mär vom sicheren Geld endlos vorgebetet. Nur dumm, wenn die Schulden/Inflation-Gleichung grundsätzlich aus dem Ruder läuft (2009ff). Zudem sind die offiziellen Zahlen zur Darstellung der Inflationsrate höchst fragwürdig. Deswegen irren sich Zentralbanker grundsätzlich gerne, wenn es um Inflation geht, kämpfen jedoch aggressiv, wenn die Deflationsfalle droht (2009ff: Liquiditätsschwemme durch „quantitive easing“). Letzteres bedeutet nur die Überführung der Privatschulden (Banken, Bürger) in den Staatshaushalt. Die Schulden bleiben bestehen, aber sie haben den Schuldner gewechselt. Nun ist es der Steuerstaat, der vom Steuerzahler die Zeche gezahlt bekommen möchte. Game over and out.




    Deswegen ist die Deflation der Todfeind eines jeden schuldenbelasteten Staates oder Systems (die Japaner können ein Lied davon singen). In Deutschland bringt die Lebensversicherung nach 25 Jahren nur noch die Hälfte (nach Kaufkraft), und diese Hälfte muss zudem versteuert werden. Wofür dann Sparen? Dagegen, und gegen viele andere Formen der leisen Enteignung (staatliche festgesetzte Gebühren, Abgaben und Steuern sind immer inflationär, auch in Zeiten der Deflation), kämpft der staatsferne Bürger. Seine Riester- oder Rürup-Renten, seine Lebensversicherung oder andere Kapitalanlagen werden nach Kaufkraft nur ein Bruchteil dessen sein, was sie heute nominal versprechen. Der Organismus weiß das, und schafft daher alle steuerlichen Voraussetzungen (kurzfristige Anreize), dass der Bürger diese selbstverschuldeten Wege bestreitet (langfristig zum Nachteil). Nur wer stets UND leise enteignet wird, muss permanent arbeiten. Wer hingegen Vermögen anhäuft, wird dem Organismus gefährlich. Der Vermögende hat die finanzielle und geistige Freiheit, sich der Unterwerfung durch den Organismus zu entziehen. Das ist eine Gefahr für den Organismus, die er als solche schnell erkennt. Deswegen der symbolische Kampf gegen die Schweiz, aber gemeint sind die Vermögenden in Deutschland. Ein Gegner, der zu schwach ist, Gegner zu sein, ist kein Gegner für Berlin. Vor starken Gegnern hingegen scheint der deutsche Staat einzuknicken. Die Steueroase Delaware (in den USA) oder gar Singapur / Hong Kong scheinen zu übermächtig, als dass der deutsche Staat sich seiner ihrer annehmen möchte. Dann doch lieber die kleine Schweiz, die keine Freunde hat.




    Der Organismus kann die Unterklasse durch generelles Arbeitsangebot notorisch vereinnahmen (und wird deswegen gewählt), doch hat er Schwierigkeiten, die Oberklasse zu steuern. Deswegen legt der moderne digitale Organismus ein mächtiges Augenmerk auf Kontrolle. So kontrolliert die Unterklasse die vermögende Mittel- und Oberklasse, die gleichzeitig die Unterklasse für diese Tätigkeit bezahlt. Nicht sehr Sinn oder Identifikation stiftend für die Betroffenen. Das staatliche und gesellschaftliche Gefüge beginnt in einer solchen Konstellation zu bröckeln (Kolumne 97: Klassenkampf), denn es ist ein Kampf aller gegen alle (ein Wolf ist der Mensch dem Menschen, eben „homo homini lupus“ nach Thomas Hobbes) und kein solidarisches Gemeinschaftsprojekt mehr, das es sicherlich in dem 50er und 60er Jahren des letzten Jahrhunderts noch war. Solange der organisatorische Ordnungsrahmen besteht (Polizei, Ordnungsamt, Verwaltung, Finanzbehörden, Kommunen etc.) und bezahlt werden kann (Personal- und Sachkosten, Pensionen), ist der Organismus nicht in Gefahr. Wenn die ultimative Blase, nämlich die Blase der Staatsverschuldung platzt, kann es ganz schnell in die andere Richtung gehen („timing unknown“). Nochmals: die DDR zerbrach nicht an der Kontrolle (Staatssicherheit) oder den ausführenden Organen (Volkspolizei, Grenztruppen, etc.). Sie zerbrach an maroden Finanzen und permanenter Mangelwirtschaft bei Verkrustung des Staates. Mangel an Gütern gibt es beim Nachfolgermodell nicht. Doch die exzessive Sozialstaatsideologie („soziale Gerechtigkeit“ als Maskerade der banalen Umverteilung) ersetzt diesen Aspekt (Kolumnen 81, 77, 67, 38 & 36: „DDR light“). Ab einem bestimmten Punkt lohnt es sich für die Mehrheit der Bürger nicht mehr zu arbeiten. You can’t have your cake and eat it too. Die DDR mogelte sich 39 Jahre irgendwie durch, doch innerhalb elf Monate war der Staat verschwunden (S. 88). Eben wie im Finanzmarkt: „Panic is a greater emotion than greed“. Es geht immer schneller bergab als bergauf.




    Während der staatsferne Bürger der permanenten Enteignung auf allen Kapital- und Zeitebenen ausgesetzt ist, verhält es sich ganz anders für den staatsnahen Bürger. Weder muss er privat vorsorgen, noch muss er finanzielles Lebensrisiko schultern. Er mag nicht viel verdienen, aber er verdient ohne Unterbrechung und das ein ganzes Arbeits- und Pensionsleben lang. Solange er rechtlich keine Verfehlungen begeht, steht der Organismus mit seiner vollen rechtlichen und finanziellen Macht hinter ihm. Für sein Auskommen ist jederzeit gesorgt: dafür kommt der staatsferne Bürger mit seiner privaten Arbeitskraft und seinem privaten Lebensrisiko auf. Während die deutsche „offizielle“ Staatsverschuldung sich auf knapp zwei Billionen Euro beläuft, sind künftige Zahlungsverpflichtungen, die sich aus dem System ergeben (Krankenkasse, Pflege, Pensionen, etc.) nochmals mindestens vier Billionen Euro schwer. Diese Zahlungen unter deflationären Umständen zu bedienen ist extrem unrealistisch. Allein der bildungspolitische Zustand Deutschlands (man denke an die „bildungsfernen Schichten“) verhindert dies. Wenige, die sich darüber Gedanken machen möchten...




    Der Organismus ist immer bereit, eine große Anzahl Bürger aus der Unterklasse im System organisatorisch zu verankern und sie mit einem „Quantum“ an Macht auszustatten. Eine umgedrehte „if you can’t beat them, join them“-Variante. Auf Deutsch: wenn Du nicht möchtest, dass sie gegen Dich aufbegehren, vereinnahme sie. Sie brauchen keine weiter führende Ausbildung, einfaches Schulniveau reicht (sie sind das Gegenteil dessen, was der Staat predigt, wenn er über Ausbildung fabuliert). Sie sind willig und billig. Hinter ihnen steht der Staat, das wissen sie instinktiv. Dies wirkt ungemein Selbstwert steigernd. Der Organismus verleiht ihnen „Macht“ in einem sehr begrenzten Wirkungsbereich, aber es ist staatliche Macht, und das zählt. Und jeder einzelne in diesem System ist dankbar bereit, diese Macht jederzeit zu nutzen (die deutsche Geschichte lehrt das in tragischer Form). Der Organismus absorbiert diese Unterklasse, um sein eigenes Überleben zu sichern. Die Unterklasse ist das perfekte Kontrollinstrument des Organismus. So zementiert der Organismus den Klassenkampf auf moderne Art (der natürlich heute nicht mehr so heißen darf) unter dem Label „soziale Gerechtigkeit“ (Kolumne 97).




    Das Faszinierende an der modernen Wohlfahrtsstaatsdemokratie ist, dass dieser Organismus völlig ohne zentrales Gehirn oder zentralen Kopf auskommt. Der Organismus ähnelt einer Hydra: selbst wenn 1000 Köpfe rollten, wäre sie noch am Leben. Deswegen ist jedwede Revolution (vorerst: Rentner veranstalten keine Revolution) oder terroristische Aktion, von wem auch immer, völlig abwegig und irrelevant. Der Staat lässt sich durch Gewalt nicht beseitigen (dass die terroristische RAF den deutschen Staat in den 70er Jahren hätte aushebeln können, ist heute noch immer eine Lachnummer für den Autor). Der Organismus in seiner heutigen spezifisch deutschen Form hat zwei Weltkriege überlebt. Und er wird auch einen Finanzkollaps überleben und erneut sich demütig konstituieren, wenn es soweit ist. Aber eben wieder kleiner. Dieser Organismus mag nach ähnlichen Regeln oder Mustern wie ein Ameisenstaat agieren. Der Autor ist kein Experte in biologischen Fragen, doch es scheint eine Wesensverwandtschaft zu bestehen, die nicht von der Hand zu weisen ist. Jeder im Organismus hat eine Aufgabe, die ihm zugewiesen wurde, aber es gibt kein zentrales Hirn („Kanzleramt“, „BND“, „Eliten“, „Freimaurer“, „Parteizentrale“ oder ähnliches). Jede singuläre Zelle des Organismus führt einfach die Aufgaben aus, die ihm gegeben sind, um dem Organismus „entgegen zu arbeiten“. Er ist also am Erhalt, Wachstum und am Wohle des Organismus interessiert, auch wenn er dabei gleichzeitig dem staatsfernen Bürger schadet. Die „Wegnahme“ einer Person oder Personengruppe („Abwahl“, „Tod“) aus dem Organismus ist daher ein Non-Event für das System als Ganzes. Deswegen ist jegliche Terrorismusbewegung (RAF, Al-Kaida, sonstige Querulanten) von Anfang an ein Irrläufer, um das klar und eindeutig zu sagen und um jedes Missverständnis auszuschließen. Im Gegenteil, „abstrakte Terrorismusgefahr“ kommt dem Organismus gelegen, da er das Kontrollinstrument, das er zur Herrschaftsausübung braucht, schärfen kann. „Abstrakte Terrorismusgefahr“ ist weder falsifizierbar noch verifizierbar, damit optimal für den Staat.
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